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Entwurf  

Gesetz 

zur Sicherung der Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, 

Beruf und Gesellschaft (Schwerbehindertengesetz - SchwbG) 

Erster Abschnitt 

Geschützter Personenkreis 

§1 

Schwerbehinderte 

(1) Schwerbehinderte im Sinne dieses Gesetzes sind Personen mit 

einem .Grad der Behinderung von wenigstens 50, sofern sie ihren 

Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung 

auf einen Arbeitsplatz im Sinne des § 7. Abs. 1 rechtmäßig im 

Geltüngsbereich dieses Gesetzes haben. 

(2) Schwer- und Schwerstbeschädigte gelten als Schwerbehinderte 

im Sinne dieses Gesetzes. 

(3) Als Beschädigte gelten Personen mit einem Grad der 

Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30. 

§ 2 

Gleichgestellte 

(1) Personen mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, 

aber wenigstens 30, bei denen im übrigen die Voraussetzungen des 

§  1 vorliegen,. sollen auf Grund einer Feststellung nach § 4 auf 

ihren Antrag vom Arbeitsamt Schwerbehinderten gleichgestellt 

werden, wenn' sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstel

-

lung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 7 Abs. 1 nicht 

erlangen oder nicht behalten können.  Die Gleichstellung wird mit 

dem Tag des Eingangs des Antrages wirksam. Sie kann befristet 

werden. 

(2) Auf Gleichgetellte ist dieses Gesetz mit Ausnahme des § 47 

und des Elften Abschnitts anzuwenden. 



§ 3 

Behinderung 

(1) Behinderung im Sinne dieses Gesetzes ist die Auswirkung einer 

nicht nur vorübergehenden Funktionsbeeinträchtigung, die auf 

einem regelwidrigen körperlichen, geistigen oder seelischen Zu-

stand beruht. Regelwidrig ist der Zustand, der von dem für das 

Lebensalter typischen abweicht. Als nicht nur- vorübergehend gilt 

ein Zeitraum von mehr als 6 Monaten. Bei mehreren sich gegensei

-

tig beeinflussenden Funktionsbeeintnächtigungen ist. deren 

Gesamtauswit rkung meßgeblich. 

(2) Die Auswirkung der Funktionsbeeinträchtigung ist als Grad 

der Behinderung (GdB), nach Zehnergraden abgestuft, von 20 bis. 

100 festzustellen. 

(3) Für den Grad der Behinderung gelten, die bisherigen vom 

Minister für Gesundheitswesen festgelegten Maßstäbe weiter. Der 

Minister für Gesundheitswesen bestimmt, welchem Grad der Behinde-

rung die Ausweisstufen I bis IV entsprechen. 

§ 4 

Feststellung der Behinderung, Ausweise 

(1) Auf Antrag des Behinderten stellen die zuständigen Behörden 

auf der Grundlage der bestehenden Rechtsvorschriften 1) das 

Vorliegen einer Behinderung und den Grad derselben fest. 

1) Z. Z. gilt die Anordnung Nr. 1 vom 10. Juni 1971 über die 

Anerkennung als Beschädigter Ausgabe von 

Beschädigtenausweisen (GBl. II Nr. 56 S. 572) i. d. F. der An

-

ordnung Nr. 2 vom 18. Juli. 1979 - Umtausch von Beschädigtenaus

-

weisen - (GBl. 1 Nr. 33 S. 315) 



Zweiter Abschnitt 

Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber 

§ 5 

Umfang der Beschäftigungspflicht 

(1) Arbeitgeber aller Eigentumsformen, einschließlich der öffent

-

lichen Hand, die über mindestens 16 Arbeitsplätze im Sinne des 

§ 7 Abs. 1 verfügen, haben auf wenigstens 6 vom Hundert der Ar

-

beitsplätze Schwerbehinderte zu beschäftigen. 

(2) Der Ministerrat wird ermächtigt, den Pflichtsatz nach Absatz 

1 durch Verordnung nach dem jeweiligen Bedarf an Pflichtplätzen 

für Schwerbehinderte zu ändern, jedoch auf höchstens 10 vom 

Hundert zu erhöhen oder bis auf 4 vom Hundert herabzusetzen; 

dabei kann der Pflichtsatz für Arbeitgeber der öffentlichen Hand 

höher festgesetzt werden als für andere Arbeitgeber. 

(3) Der 	Ministerrat bestimmt, wer als Arbeitgeber der 

öffentlichen Hand im Sinne des Absatz. 1 gilt. 

§ 6 

Beschäftigung besonderer Gruppen Schwerbehinderter 

(1) Arbeitgeber haben im Rahmen der Erfüllung der Beschäfti

-

gungspflicht in angemessenem Umfang zu beschäftigen 

1. Schwerbehinderte, die nach Art oder Schwere ihrer Behinderung 

im Arbeits- und Berufsleben besonders betroffen sind, insbe-

sondere solche, 

a) die zur Ausübung der Beschäftigung wegen ihrer Behinderung 

nicht hur vorübergehend einer besonderen Hilfskraft be

-

dürfen oder 

b) deren Beschäftigung infolge ihrer Behinderung nicht nur 

vorübergehend mit außergewöhnlichen Aufwendungen für den 

Arbeitgeber verbunden ist oder 



c) die infolge ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend 

offensichtlich nur eine wesentlich verminderte Arbeits-

leistung erbringen können oder 

d) bei denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 allein 

infolge geistiger oder. seelischer Behinderung oder eines 

Anfallsleidens vorliegt oder 

e) die wegen Art oder Schwere der Behinderung keine abge

-

schlossene Berufsausbildung haben, 

2. Schwerbehinderte, die das 50. Lebensjahr vollendet haben 

(2) Arbeitgeber, die über Stellen zur berufiichen Bildung, 

insbesondere für Auszubildende, verfügen, haben im Rahmen der 

Erfüllung der Beschäftigungspflicht einen angemessenen Anteil 

dieser Stellen mit Schwerbehinderten zu besetzen. 

§ 7 

Begriff des Arbeitsplatzes 

(1) Arbeitsplätze im Sinne dieses Gesetzes sind alle Stellen, auf 

denen Arbeiter, Angestellte sowie Auszubildende (Lehrlinge) 

und andere zu ihrer beruflichen Bildung Eingstellte beschäftigt 

werden. 

(2) Als Arbeitsplätze gelten nicht die Stellen, Auf denen 

beschäftigt Werden 

1. Behinderte, die an Maßnahmen zur Rehabilitation in Betrieben 

oder Dienststellgn teilnehmen, einschließlich Behinderter im 

Arbeitstrainings- und Arbeitsbereich von Werkstätten (§ 54), 

2. .Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem 

Erwerb dient, sondern vorwiegend durch Beweggründe 

karitativer und religiöser Art bestimmt ist und Geistliche 

öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaten, 

3. Personen, deren Bechäftigung nicht in erster Linie ihrem 

Erwerb  dient und die vorwiegend zu ihrer Heilung, 

Wiedereingewöhnung oder Erziehung beschäftigt werden, 



4. Teilnehmer an Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung nach den §§ 91 

bis, 99 des Arbeitsförderungsgesetzes, 

5. Personen, die nach ständiger Übung in ihre Stellen gewählt-

werden. 

(3) Als Arbeitsplätze zählen ferner nicht Stellen, die nach der 

Natur der Arbeit oder nach den zwischen den Parteien getroffenen 

Vereinbarungen nur auf die Dauer von höchstens 8 Wochen besetzt 

sind, Stellen, auf denen Arbeitnehmer kurzzeitig im Sinne des § 102 

des Arbeitsförderungsgesetzes beschäftigt werden, sowie Stellen, 

auf denen Personen beschäftigt werden', die einen Rechtsanspruch 

auf Einstellung haben. 

§ 8 

Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen und der 

Pflichtplatzzahl 

Bei der Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen und der Zahl 

der Pflichtplätze nach § 5 zählen Stellen, auf denen Auszubildende 

beschäftigt werden, mit. Bei der Berechnung sich ergebender Bruch-

teile von 0,50 und mehr sind aufzurunden. 

§ 9 

Anrechnung auf Pflichtplätze 

(1) Ein Schwerbehinderter, der auf einem Arbeitsplatz im Sinne des 

§ 7 Abs. 1 beschäftigt wird, wird auf einen Pflichtplatz angerech-

net. Das gleiche gilt für einen Schwerbehinderten auf einer Stelle 

im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 1. 

(2) Ein teilzeitbeschäftigter Schwerbehinderter, der kürzer als 

betriebsüblich, aber nicht weniger als 18 Stunden wöchentlich be-

schäftigt wird, wird auf einen Pflichtplatz angerechnet. Wird ein 

Schwerbehinderter weniger als 18 Stunden wöchentlich beschäftigt, 

hat das Arbeitsamt die Anrechnung auf einen Pflichtplatz zuzulassen, 

wenn die kürzere Arbeitszeit wegen Art oder Schwere der Behinderung 

notwendig ist. 

(3) Ein schwerbehinderter Arbeitgeber wird auf einen Pflichtplatz 
angerechnet. 



§ 10 
Mehrfachanrechnung 

C1) Das Arbeitsamt kann die Anrechnung eines Schwerbehinderten, 

besonders eines Schwerbehinderten im Sinne des § 6 Abs. 1, auf 
 

mehr als einen Pflichtplatz, höchstens drei Pflichtplätze, 

zulassen, wenn dessen Eingliederung in das Arbeits- oder 
Berufsleben auf besondere Schwierigkeiten stößt. Satz 1 gilt auch 
für teilzeitbeschäftigte Schwerbehinderte im Sinne des § 9 Abs. 2
. 

(2) Ein Schwerbehinderter, der zur Ausbildung beschäftigt wird, 
wird auf zwei Pflichtplätze angerechnet. Das Arbeitsamt kann die 

befristete Anrechnung auf drei Pflichtplätze zulassen, wenn die 

Vermittlung in eine berufliche Ausbildungsstelle wegen Art oder 
Schwere der Behinderung auf besondere Schwierigkeiten stößt. 

§ 11 
Ausgleichsabgabe 

(1) Solange Arbeitgeber die vorgeschriebene Zahl Schwerbehinder-

ter nicht beschäftigen, haben sie für jeden unbesetzten Pflicht-

platz monatlich eine Ausgleichsabgabe zu entrichten. Die Zahlung 

der Ausgleichsabgabe hebt die Pflicht zur Beschäftigung Schwerbe-

hinderter nicht auf. 

(2) Die Äusgleichsabgabe beträgt je Monat und unbesetzten 

Pflichtplatz 250 Deutsche Mark. Sie ist vom Arbeitgeber jährlich 

zugleich mit der Erstattung der Anzeige nach § 13 Abs. 2 an die 

für seinen Sitz zuständige Hauptfürsorgestelle abzuführen. Ist 

ein Arbeitgeber mehr als 3 Monate im Rückstand, erläßt die Haupt-
fürsorgestelle einen Feststellungsbescheid über die rückständigen 

Beträge und betreibt die Einziehung. Für rückständige Beträge der 

Ausgleichsabgabe kann die Hauptfürsorgestelle nach dem 31. März 
eine Woche nach Fälligkeit einen einmaligen Säumniszuschlag bis 
zur Höhe von 2 vom Hundert erheben. Für Beträge, die länger als 3 
Monate fällig sind, kann die Hauptfürsorgestelle für jeden ange-
fangenen Monat einen Säumniszuschlag in Höhe von 1 vom Hundert 

der rückständigen Beträge erheben. Ein Säumniszuschlag nach Satz 



4 kann angerechnet werden. F ür die Berechnung des Säumniszu

-

schlages sind die fälligen Beträge auf 10 Deutsche Mark 

abzurunden. 

(3) Die Ausgleichsabgabe darf. nur für Zwecke der ,  Arbeits- und 

Berufsförderung Schwerbehinderter sowie für Leistungen zur be-

gleitenden Hilfe im Arbeits- und Berufsleben (§  31 Abs. 1 Nr. 3) 

verwendet werden, soweit Mittel für denselben Zweck nicht von 

anderer Seite zu gewähren sind oder gewährt werden. Aus dem 

Aufkommen an Ausgleichsabgabe dürfen persönliche und sächliche 

Kosten der Verwaltung und Kosten des Verfahrens n icht bestritten 

werden. Der Ministerrat wird ermächtigt, durch Verordnung die 

Verwendung der. Ausgleichsabgabe zu regeln; der § 12 Abs. 2 

bleibt unberührt. Die Hauptfürsorgestelle hat dem Beratenden Au-
schuß für Behinderte bei der Hauptfürsorgestelle (§ 32) auf 

dessen Verlangen eine Übersicht über die Verwendung der Aus

-

gleichsabgabe zu geben. 

(4) Die Hauptfürsorgestellen haben 45 vom Hundert des Aufkommens 

an Ausgleichsabgabe an den Ausgleichsfonds (§ 12) weiterzuleiten, 

der der Arbeitsverwaltung hiervon 50 vom Hundert zur besonderen 

Förderung Schwerbehinderter nach § 33 Abs. 1 Nr. 3 zuweist, 

soweit nicht ein anderer Anteil erforderlich ist. Zwischen den 

Hauptfürsorgestellen wird ein Ausgleich herbeigeführt. Der auf 

die einzelne Hauptfürsorgestelle entfallende Anteil am Aufkommen 

an Ausgleichsabgabe bemißt sich nach dem Mittelwert aus dem 

Verhältnis der Wohnbevölkerung im Zuständgkeitsbereich der 

Hauptfürsorgestelle zur Wohnbevölkerung im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes und dem Verhältnis der Zahl der 

Zuständigkeitsbereich der Hauptfürsorgestelle in den Betrieben. 

und Dienststellen beschäftigungspflichtiger Arbeitgeber auf  
Arbeitsplätzen  im Sinne des § 7 Abs. 1 beschäftigten und der bei 

den Arbeitsämtern arbeitslos gemeldeten Schwerbehinderten und 

Gleichgestellten zur entsprechenden Zahl der Schwerbehinderten 

und Gleichgestellten im Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(5) Die bei den Hauptfürsorestellen verbleibenden Mittel der 

Ausgleichsabgabe sind von diesen gesondert zu verwalten. Die 

Rechnungslegung und die formelle Einrichtung der Rechnungen und 



Belege regeln sich nach den Bestimmungen, die für diese Stellen 

allgemein maßgebend sind. 

(6) Bei Arbeitgebern, die über weniger als 30 Arbeitsplätze 

verfügen, kann der Ministerrat durch Verordnung die 

Ausgleichsabgabe für einen bestimmten Zeitraum für einzelne 

Gebiete allgemein herabstzen oder erlassen, wenn die Zahl der 

unbesetzten Pflichtplätze die Zahl der unterzubringenden 

Schwerbehinderten so erheblich übersteigt, daß die Pflichtplätze 

dieser Arbeitgeber nicht in Anspruch genommen zu werden brauchen. 

§ 12 

Ausgleichsfonds 

(1) Zur besonderen Förderung der Einstellung und Beschäftigung 

Schwerbehinderter auf Arbeitsplätzen im Sinne des § 7 Abs. 1 und 

zur Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen mit überregionalem 

Interesse auf dem Gebiet der Arbeits- und Berufsförderung Schwer-

behinderter wird mit dem Tage des Inkrafttretens dieses .Gesetzes 

beim Minister für Arbeit und Soziales als zweckgebundene Vermö-

gensmasse ein "Ausgleichsfonds für überregionale Maßnahmen zur 

Eingliederung Sdhwerbehinderter in Arbeit,. Beruf und Gesell-

schaft" gebildet. Der Minister für Arbeit und Soziales verwaltet 

den Ausgleichsfonds. 

(2) Der Ministerrat wird ermächtigt, durch Verordnung die Ge-

staltung des Ausgleichsfonds, die Verwendung der Mittel und das 

Vergabe- und Verwältungsverfahren zu regen. 

Dritter Abschnitt 

Sonstige Pflichten der Arbeitgeber 

§ 13 

Pflichten der Arbeitgeber gegenüber der 

Arbeitsverwaltung und den Hauptfürsorgestellen 

(1) Die Arbeitgeber haben, gesondert für jeden Betrieb und jede 

Dienststelle, ein Verzeichnis der bei ihnen beschäftigten Schwer-

behinderten, Gleichgestellten und sonstigen anrechnungsfähigen 



Personen laufend zu führen und den Vertretern des Arbeitsamtes 

und der Hauptfürsorgestelle, die für den Sitz des Betriebes oder 

der Dienststelle zuständig sind, auf Verlangen vorzuzeigen. 

(2) Die Arbeitgeber haben dem für ihren Sitz zuständigen Arbeits-

amt unter .  Beifügung einer Durchschrift für die Hauptfürsorge

-

stelle einmal jährlich bis spätestens 31. März für das vorange

-

gangene Kalenderjahr, aufgegliedert nach Monaten, anzuzeigen: 

1. die Zahl der Arbeitsplätze nach § 7 Abs. 1, darunter .die 

§ 8 Satz 1, sowie der Stellen nach § 7 Absätze. 2 und 3, 

gesondert für jeden Betrieb und jede Dienststelle, 

2. die -Zahl der in den einzelnen Betrieben und Dienststellen be-

schäftigten Schwerbehinderten, Gleichgestellten und sonstigen 

anrechnungsfähigen Personen, darunter die Zahlen der zur Aus-

bildung und der zur sonstigen beruflichen Bildung eingestell-

ten Schwerbehinderten und .  Gleichgestellten, gesondert nach 

ihrer Zugehörigkeit zu einer dieser Gruppen, 

3. Mehrfachanrechnungen und 

4. den Gesamtbetrag der geschuldeten Ausgleichsabgabe. 

Hat ein Arbeitgeber die vorgeschriebene Anzeige bis zum 30. Juni 

nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erstattet, erläßt das 

Arbeitsamt einen Feststellungsbescheid über die nach Satz 1 Nr. 1 

bis 3 anzuzeigenden Verhältnisse. Die 'Arbeitgeber haben den An-

zeigen 2 Abschriften des nach Absatz 1 zu führenden Ver

-

zeichnisses beizufügen, sofern die Arbeitsverwaltung nicht 

zuläßt, gaß sie nur die im Berichtszeitraum eingetretenen Ver-

änderungen. anzeigen. Die Arbeitgeber haben dem Betriebsrat 

und gleichstehende Vertretungen, der Schwerbehindertenvertretung 

(§ 24) und dem Beauftragten des Arbeitgebers (§ 28) je eine 

Abschrift der Anzeige und des Verzeichnisses auszuhändigen. Die 

Arbeitgeber, die zur Beschäftigung Schwerbehinderter nicht ver-

pflichtet sind, haben die Anzeige nach Satz 1 nur nach Aufforde-

rung durch die Arbeitsverwaltung im Rahmen einer repräsentativen 

Teilerhebung zu erstatten. 



(3) Die Arbeitgeber haben der Arbeitsverwaltung und der Hauptfür

-

sorgestelle die Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung des 

Gesetzes notwendig sind. 

(4) Die Arbeitgeber haben den Vertretern der Arbeitsverwaltung 

und der Hauptfürsorgetelle Einblick in ihren Betrieb oder ihre 

Dienststelle zu gewähren, soweit es im Interesse der Schwerbehin-

derten erforderlich ist und Betriebs- oder Dienstgeheimnisse 

nicht gefährdet werden. 

(5) Die Arbeitgeber haben den Vertrauensmann oder die Ver-

trauensfrau der Schwerbehinderten (§§ 24 und 27) unverzüglich 

nach der Wahl und ihren. Beauftragen für die Angelegenheiten der 

Schwerbehinderten (§ 28) unverzüglich nach seiner Bestellung dem 

für den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle zuständigen 

Arbeitsamt und der Hauptfürsorgestelle zu benennen, 

(6) In einer Mitteilung gemäß § 8 Abs. 1 des Arbeitsförderungs

-

gesetzes hat der Arbeitgeber anzugeben, welche Schwerbehinderten 

betroffen sind und in welchem Umfang sich die Zahl der Pflicht

-

plätze verringert. Im Falle der Unterlassung gilt § 8 Abs. 3 des 

Arbeitsförderungsgestzes entprechend. 

§ 14 

Pflichten des Arbeitgebers gegenüber 

Schwerbehinderten 

(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet zu prüfen, ob freie Ar-

beitsplätze mit Schwerbehinderten, insbesondere mit beim Arbeits-

amt gemeldeten Schwerbehinderten, besetzt werden können: bei 

dieser Prüfung sollen die Arbeitgeber die Schwerbehindertenver

-

tretung gemäß § 25 Abs. 2 beteiligen und die in § 23 genarinten 

Vertretungen hören. Bewerbungen von Schwerbehinderten sind mit 

der. Schwertbehindertenvertretung zu erörtern und mit ihrer Stel

-

lungnahme dem Betriebsrat oder gleichstehenden Vertretung 

mitzuteilen. Satz. 2 gilt nicht, wenn der Schwerbehinderte die 

Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung ausdrücklich ablehnt. 



(2) Die Arbeitgeber haben die Schwerbehinderten so zu 

beschäftigen, daß diese ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst 

voll verwerten und weiterentwickeln können. Sie haben die 

Schwerbehinderten zur Förderung ihres beruflichen Fortkommens bei 

innerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung bevorzugt 

zu berücksichtigen. Die Teilnahme an außerbetrieblichen Maßnahmen 

ist in zumutbarem Umfang zu erleichtern. 

(3) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeitsräume, Be-

triebsvorrichtungen, Maschinen und Gerätschaften unter besonderer 

Berücksichtigung der Unfallgefahr so einzurichten und zu unter

-

halten und den Betrieb so zu regeln, daß  wenigstens d ie vorge

-

schriebene Zahl Schwerbehinderter in ihren Betrieben dauernde 

Beschäftigung finden kann; die Einrichtung von Teilzeitarbeits-

plätzen ist zu fördern. Die Arbeitgeber sind ferner verpflichtet, 

den Arbeitsplatz mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen 

auszustatten. Die Verpflichtungen nach den Sätzen 1 und 2 bestehen 

nicht, soweit ihre Durchführung für den Arbeitgeber nicht 

zumutbar mit unverhältnismäßigen Aufwendungen verbunden wäre oder 

soweit Arbeitsschutzvorschriften ihnen entgegenstehen. Bei 

Durchführung dieser Maßnahmen haben die Arbeitsämter und 

Hauptfürsorgestellen die Arbeiteber unter Berücksichtigung der 

für die Beschäftigung wesentlichen Eigenschaften der 

Schwerbehinderten zu unterstützen. 

Vierter Abschnitt 

Kündigungsschutz 

§ 15 

Erfordernis der Zustimmung 

Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses eines Schwerbehinderten 

durch den Arbeitgeber bedarf der vorherigen Zustimmung der 

Hauptfürsorgestelle. 



§ 16 

Kündigungsfrist 

Die Kündigungsfrist beträgt mindestens 4 Wochen. 

§ 17 

Antragsverfahren 

(1) Die Zustimmung zur Kündigung hat der Arbeitgeber bei  der für 

den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle zuständigen Haupt

-

fürsorgestelle schriftlich, und zwar in doppelter Ausfertigung, 

zu beantragen., Der Begriff des Betriebes und der Begriff der 

Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes bestimmen sich nach dem 

Be.triebsverfungsgesetz und den VorschriFten für gleichstehende 

Vertretungen. 
 

(2). Die Hauptfürsorgestelle holt eine Stellungnahme des zuständi-

gen Arbeitsamtes, des Betriebsrates oder gleichstehenden 

Vertretungen und der Schwerbehindertenvertretung ein. Sie hat 

ferner den Schwerbehinderten zu hören. 

(3) Die Hauptfürsorgestelle hat in jeder Lage des Verfahrens auf 

eine gütliche Einigung hinzuwirken. 

§ 18 

Entscheidung der Hauptfürsorgestelle 

(1) Die Hauptfürsorgestelle soll die Entscheidung, falls 

erforderlich auf Grund mündlicher Verhandlung, Innerhalb eins 

Monats vom Tage des Eingangs des Antrages an, treffen. 

(2) Die Entscheidung ist dem Arbeitgeber und dem Schwerbe-

hinderten zuzustellen. D em Arbeitsamt ist eine Abschrift der 

Entscheidung zu übersenden. 

(3) Erteilt die Hauptfürsorgestelle die Zustimmung zur Kündigung, 

kann der Arbeitgeber die Kündigung nur innerhalb eines Monats 

nach Zustellung erklären. 



§ 19 

Einschränkungen der Ermessensentscheidung 

(1) Die Hauptfürsorgestelle hat die Zustimmung zu erteilen bei 

Kündigungen in Betrieben und Dienststellen, die nicht nur vor

-

übergehend eingestellt oder aufgelöst werden, wenn zwischen dem 

Tage der Kündigung und dem Tage, bis zu dem Gehalt oder Lohn 

gezahlt wird, mindestens 3 Monate liegen. Unter. der gleichen 

Voraussetzung soll sie die Zustimmung auch bei Kündigungen in 

Betrieben . und Dienstellen erteilen, die nicht nur vorübergehend 

wesentlich eingeschränkt werden, wenn die Gesamtzahl der verblei

-

benden Schwerbehinderten zur Erfüllung der Verpflichtung nach § 5 

ausreicht. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn eine Weiterbe-

schäftigung auf einem anderen Arbeitsplatz desselben Betriebes 

oder derselben Dienststelle oder auf einem freien Arbeiteplatz in 

einem anderen Betrieb oder einer anderen Dienststelle desselben 

Arbeitgebers mit Einverständnis des Schwerbehinderten möglich ünd 

für den .Arbeitgeber.zumutbar ist. 

(2) Die Hauptfürsorgestelle soll die Zustimmung erteilen wenn 

dem Schwerbehinderten ein anderer angemessener und zumutbarer 

Arbeitsplatz gesichert ist. 

§ 20 

Ausnahmen 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nicht für 

Schwerbehinderte, 

1. deren Arbeitsverhältnis im Zeitpunkt des Zugangs der 

Kündigungserklärung ohne Unterbrechung noch nicht länger als 

6 Monate; besteht oder 

2. die auf Stellen im Sinne.des § 7 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 

beschäftigt werden. 



(2) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden ferner bei 

Entlassungen, die aus Witterungsgründen vorgenommen werden, keine 

Anwendung, sofern die Wiedereinstellung der Schwerbehinderten bei 

Wiederaufnahme der Arbeit gewährleistet ist. 

(3) Der Arbeitgebe hat Einstellungen auf probe .und die Beendigung 

von Arbeitsverhältnissen Schwerbehinderter in den Fällen des 

Absatzes 1 Nr. 1. der Hauptfürsorgestelle innerhalb von 4 Tagen 

anzuzeigen. 

§ 21 

Fristlose Kündigung 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten mit Ausnahme von 

§ 16 auch bei fristloser Kündigung, soweit sich aus den folgenden 

Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt. 

(2) Die Zustimmung zur Kündigung kann nur innerhalb von 2 Wochen 

beantragt werden; maßgebend ist der Eingang des Antrages bei der 

Hauptfürsorgestelle. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 

der Arbeitgeber von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen 

Kenntnis erlangt. 

(3) Die Hauptfürsorgestelle hat die Entscheidung innerhalb von. 2 

Wochen vom Tage des Eingangs des Antrages an zu treffen. Wird 

innerhalb dieser Frist eine Entscheidung nicht getroffen, gilt 

die Zustimmung als erteilt. 

(4) Die Hauptfürsorgestelle soll die Zustimmung erteilen, wenn 

die Kündigung aus einem Grunde erfolgt, der nicht im Zusammenhang 

mit der Behinderung steht. 

(5) Die Kündigung kann auch nach Ablauf von zwei Wochen erfolgen, 

wenn sie unverzüglich nach Erteilung der Zustimmung erklärt wird . 

(6) Schwerbehinderte, denen lediglich aus Anlaß eines 

Arbeitskampfes fristlos gekündigt worden ist, sind nach Beendi-

gung des Arbeitskampfes wieder einzustellen. 



§ 22 

Erweiterter Beendigungsschutz 

Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses eines Schwerbehinderten 

bedarf auch dann der vorherigen Zustimmung der Hauptfürsorgestel

-

le, wenn sie im Falle des Eintritts der .  Berufsunfähigkeit oder 

der Invalidität ohne Kündigung erfolgt. Die Vorschriften dieses 

Abschnitts über die Zustimmung zur fristgemäßen Kündigung gelten 

entsprechend. 

Fünfter Abschnitt 

Betriebsrat und gleichstehende Vertretungen, Schwerbehinderten

-

vertretung, Beauftragter des Arbeitgebers 

§ 23 

Aufgaben des Betriebsrates und gleichstehender Vertretungen 

Betriebsrat und gleichstehende Vertretungen. haben die Eingliede-

rung Schwerbehinderter zu fördern. Sie haben insbesondere darauf 

zu achten, daß die dem Arbeitgeber nach den §§ 5, und 14 

obliegenden Verpflichtungen erfüllt werden; sie wirken auf die 

Wahl der Schwerbehindertenvertretung hin. 

§ 24 

Wahl und Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung 

(1) In Betrieben und Dienststellen, in denen wenigstens 5 Schwer

-

behinderte nicht nur vorübergehend beschäftigt sind, werden ein 

Vertrauensmann oder eine Vertrauensfrau und wenigstens ein Stell

-

vertreter gewählt, der den Vertrauensmann oder die Vertrauensfrau 

im Falle der Verhinderung vertritt. Betriebe oder Diensts tellen, 

die die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllen, können, für 

die Wahl mit räumlich naheliegenden Betrieben des Arbeitgebers 

oder gleichstufigen Dienststellen derselben Verwaltung zusammen-

gefaßt werden. über die Zusammenfassung entscheidet der Arbeit

-

geber Benehmen mit der für den Sitz der Betriehe oder 

Dienststellen zuständigen Hauptfürsorgestelle. 



(2) Wahlberechtigt sind alte in dem Betrieb oder der Dienststelle 

beschäftigten Schwerbehinderten. 

(3) Wählbar sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle nicht 

nur vorübergehend Beschäftigten, die am Wahltage d as 18. 

Lebensjahr vollendet haben und dem Berieb oder der Dienststelle 

seit 6 Monaten angehören; besteht der Betrieb oder die 

Dienststelle weniger als ein Jahr, so bedarf es für die 

Wählbarkeit nicht der sechsmonatigen Zugehörigkeit. Nicht wählbar 

ist, wer Kraft Gesetzes dem Betriebsrat und gleichstehenden Ver-

tretungen nicht angehören kann. 

(4) (gegenstandslos) 

(5) Die regelmäßigen Wahlen finden alle 4 Jahrein der Zeit vom 

1. Oktober bis 30. November statt. Für die erstmaligen Wahlen im 

Jahre 1990 sind generell die Grundsätze des vereinfachten Wahl

-

verfahrens anzuwenden. Außerhalb dieser Zeit f inden Wahlen statt, 
wenn 

1. das Amt der Schwerbehindertenvertretung vorzeitig erlischt und 

kein Stellvertreter nachrückt, 

2, die Wahl mit Erfolg angefochten worden ist oder 

3. eine Schwerbehindertenvertretung noch nicht gewählt ist. 

Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeit-

raumes eine Wahl der Schwerbehindertenvertretung stattgefunden, 

so ist die Schwerbehindertenvertretung in dem auf die Wahl fol-

genden nächsten Zeitraum der  regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. 

Hat die Amtszeit der Schwerbehindertenvertetung zum Beginn des 

für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes noch nicht 

ein Jahr betragen, so ist die Schwerbehindertenvertretung in dem 

übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. Die 

erstmaligen regelmäßigen Wahlen finden im Jahre 1990 statt. 

(6) Der Vertrauensmann oder die Vertrauensfrau und d er 

Stellvertreter werden in geheimer und unmittelbarer Wahl nach den 



Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt. Im übrigen sind die 

Vorschriften über die Wahlanfechtung, den Wahlschutz und die 

Wahlkosten bei der Wahl des Betriebsrates und gleichstehender 

Vertretungen sinngemäß anzuwenden. In. Betrieben und Dienststellen 

mit weniger als 50 wahlberechtigten Schwerbehinderten sind der 

Vertrauensmann oder die Vertrauensfrau und der Stellvertreter im 

vereinfachten Wahlverfahren zu wählen, sofern der Betrieb oder 

die Dienststelle nicht aus räumlich weit auseinander liegenden 

Teilen besteht. Ist in einem Betrieb oder einer Dienststelle eine 

Schwerbehindertenvertretung nicht gewählt, so kann die für den 

Betrieb oder die Dienststelle zuständige Hauptfürsorgestelle zu 

einer Versammlung der Schwerbehinderten zum Zwecke der Wahl eines 

Wahlvorstndes einladen.  

(7) Der Ministerrat wird ermächtigt, durch ,Verordnung die 

Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Schwerbehindertenver-

tretung zu regeln." 

(8) Die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung beträgt 4 Jahre. 

Sie beginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn 

die Amtszeit der bisherigen Schwerbehindertenvertr etung noch 

nicht beendet ist, mit deren Ablauf. Das Amt erlischt vorzeitig, 

wenn der Vertrauensmann, oder die Vertrauensfrau es niederlegt, 

aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnis ausscheidet oder die 

Wählbarkeit verliert. Scheidet der Vertrauensmann oder die Ver-

trauensfrau vor zeitig aus dem Amt aus, rückt der mit der höchsten 

Stimmenzahl gewählte Stellvertreter für den Rest der Amtszeit 

nach; dies gilt für Stellvertreter entsprechend. Auf Antrag eines 

Viertels der wahl berechtigten Schwerbehinderten kann die Schwer-

behindertenversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 

Stimmen das Erlöschen des Amtes eines Vertrauensmannes oder einer 

Vertrauensfrau wegen gröblicher Verletzung ihrer Pflichten 

beschließen, 

(9). Wird die Schwerbehindertenvertretung von einer Frau wahrge

-

nommen, führt sie die Bezeichnung Vertrauensfrau; wird die 

Schwerbeindertenvertretung von einem Mann wahrgenommen, führt er 

die Bezeichnung Wirtrauensmann. 



§ 25 

Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung 

(1) Die Schwerbehindertenvertretung hat die Eingliederung Schwer-

behinderter in den Betrieb oder die Dienststelle zu fördern, die 

Interessen der Schwerbehinderten in dem Betrieb oder der 
Dienststelle zu vertreten und ihnen beratend und helfend zur 
Seite zu stehen. Sie hat vor allem 

1. darüber zu wachen, daß die zugunsten. der Schwerbehinderten 
geltenden. Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge; Betriebs- 

oder Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durch-

geführt, insbesondere auch die dem Arbeitgeber nach §§ 5, 6 

und 14 obliegenden Verpflichtungen erfüllt werden, 

 
2. Maßnahmen, die den Schwerbehinderten dienen, bei den zustän-

digen Stellen zu beantragen, 

3. Anregungen und Beschwerden von Schwerbehinderten entgegenzu-

nehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung 

mit dem Arbeitgeber auf eine Erledigung hinzuwirken; sie hat 
die Schwerbehinderten über den Stand und das Ergebnis der 

Verhandlungen zu unterrichten. 

In Betrieben und Dienststellen mit in der Regel wenigstens 

Schwerbehinderten kann sie nach Unterrichtung des Arbeitgebers 

den mit der höchsten Stimmenzahl gewählten Stellvertreter zu 

bestimmten Aufgaben heranziehen: 

(2) Die Schwerbehindertenvertretung ist vom Arbeitgeber in allen 

Angelegenheiten, die einen einzelnen Schwerbehinderten oder die 
Schwerbehinderten als Gruppe berühren, rechtzeitig und umfassend 
zu unterrichten und Vor einer Entscheidung zu hören; die 
getroffene Entscheidung ist ihr unverzüglich mitzuteilen. Die 
Durchführung oder Vollziehung einer ohne Beteiligung gemäß Satz 1 
getroffenen Entscheidung ist auszusetzen; die Beteiligung ist 

innerhalb von 7 Tagen nachzuholen; sodann ist endgültig zu 
entscheiden. 



(3) Der Schwerbehinderte hat das Recht, bei Einsicht in die über 

ihn geführte Personalakte die Schwerbehindertenvertretung 

hinzuzuzighen. Die Schwerbehindertenvertretung hat über den 

Inhalt der Personalakte Stillschweigen zu bewahren, soweit sie 

vom Schwerbehimderten nicht von dieser Verpflichtung entbunden. 

(4) Di e Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sit-

zungen des Betriebsrates und gleichetehender V ertretungen und 

deren Ausschüssen beratend teil zunehmen; sie kann beantragen, 

Angelegenheiten, die einzelne Schwerbehinderte oder die Schwerber-

hinderten als Gruppe besonders betreffen, auf die Tagesordnung 

der nächsten Sitzung zu setzen. Erachtet sie einen Beschluß des 

Betriebsrates und gleichstehender Vertretungen als eine erheb-

liche Beeinträchtigung wichtiger Interessen der Schwerbehinderten 

oder ist sie entgegen Absatz 2 Satz 1 nicht beteiligt worden, so 

ist auf ihren Antrag der Beschluß auf die Dauer von einer .  Woche 

vom Zeitpunkt der Beschlußfassung an auszusetzen; die Vor-

schriften des Betriebsverfassungsgesetzes und für gleichstehende 

Vertretungen über die Aussetzung von Beschlüssen gelten ent-

sprechend. Die Aussetzung hat keine Verlängerung einer Frist zur 

Folge. 

(5) Die Schwerbehindertenvertretung ist zu Besprechungen nach. 

§ 74 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes sowie den ent-

sprechenden Vorschriften für gleichstehende Vertretungen zwischen 

dem Arbeitgeber und den in Absatz 4 genannten Vertretungen 

hinzuzuziehen. 

(6) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, mindestens 

einmal im Kalenderjahr eine Versammlung der Schwerbehinderten im 

Betrieb oder in der Dienststelle durchzuführen. Die für Betriebs- 

und Personalversammlungen geltenden Vorschriften finden ent

-

sprechende Anwendung. 



§ 26 
Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauensmänner 

und Vertrauensfrauen der Schwerbehinderten 

(1) Die Vertrauensmänner und Vertrauensfrauen führen ihr Amt unent-
geltlich als Ehrenamt. 

(2) Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht behindert oder 
wegen ihres Amtes nicht benachteiligt oder begünstigt werden; 

dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 

(3) Sie besitzen gegenüber dem Arbeitgeber die gleiche persönliche 

Rechtsstellung, insbesondere den gleichen Kündigungs-, Versetzungs- 

und Abordnungsschutz wie ein Mitglied des Betriebsrates und gleich-
stehender Vertretungen. Vertretungen. Stellvertreter besitzen während der Dauer 

der Vertretung und der Heranziehung nach § 25 Abs. 1 Satz 3 die 
gleiche persönliche Rechtsstellung wie der Vertrauensmann oder 
die Vertrauensfrau, im übrigen die gleiche Rechtsstellung wie 
Ersatzmitglieder der in Satz 1 genannten Vertretungen. 

(4) Sie sind von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne Minderung des 
Arbeitsentgelts oder der Dienstbezüge zu befreien, wenn und soweit 
es zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Satz 1 gilt 
entsprechend für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveran-
staltungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die 
Arbeit der Schwerbehindertenvertretung erforderlich sind. Satz. 2 

gilt auch für den mit der höchsten Stimmenzahl gewählten Stellver-

treter, wenn wegen seiner ständigen Heranziehung nach § 25 die 
Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen erforderlich 
ist. 

(5) Freigestellte Vertrauensmänner oder Vertrauensfrauen dürfen 

von inner- oder außerbetrieblichen Maßnahmen der Berufsförderung 
nicht ausgeschlossen werden. Innerhalb eines Jahres nach Beendi-
gung ihrer Freistellung ist ihnen im Rahmen der Möglichkeiten des 
Betriebes oder der Dienststelle Gelegenheit zu geben, eine wegen 
der. Freistellung unterbliebene berufliche Entwicklung in dem 
Betrieb oder der Dienststelle nachzuholen. 



Für Vertrauensmänner und Vertrauensfrauen, die 3 volle auf

-

einanderfolgende Amtszeiten freigestellt waren, erhöht, sich der 

genannte Zeitraum auf 2 Jahre. 

(6) Zum Ausgleich für ihre Tätigkeit, die aus betriebsbedingten 

oder dienstlichen Gründen außerhalb der Arbeitszeit durchzuführen 

ist, haben die Vertrauensmänner und Vertrauensfrauen Anspruch auf 

entsprechende Arbeits- o der Dienstbefreiung unter Fortzahlung des 

Arbeitsentgelts oder der Dienstbezüge. 

(7) Sie sind verpflichtet, 

1. über ihnen wegen ihres Amtes bekanntgewordene persönliche 

Verhältnisse und Angelegenheiten von Beschäftigten im Sinne 

des § 7, die ihrer Bedeutung- oder ihrem Inhalt nach e iner 

vertraulichen Behandlung  bedürfen, Stillschweigen zu bewahren 

und 
 

2. ihnen wegen ihres Amtes bekanntgewordene und vom Arbeitgeber 

ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- 

oder Geschäftsgeheimnisse nicht zu offenbaren und nicht zu 

verwerten. 

Diese Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. Sie 

gelten nicht gegenüber der Arbeitsverwaltung und den 

Hauptfürsorgelstellen, soweit deren Aufgaben den.Schwerbehinderten 

gegenüber es erfordern, gegenüber den Vertrauensmännern und 

Vertrauensfrauen in den Stufenvertretungen (§ 27) sowie gegenüber 
 

den in § 79 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes und den in den 

entsprechenden Vorschriften des Personalvertretungsrechtes 

genannten Vertretungen, Personen und Stellen. 

(8) Die durch die Tätigkeit der Schwerbehindertenvertretung ent

-

stehenden Kosten trägt der Arbeitgeber. Das gleiche gilt für die 

durch die Teilnahme des mit der höchsten Stimmenzahl gewählten 

Stellvertreters an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen gemäß 

Absatz 4 Satz 2 entstehenden Kosten. 



(9) Die Räume und der Geschäftsbedarf, die der Arbeitgeber dem 

Betriebsrat und gleichstehenden Vertretungen für dessen 

Sitzungen, Sprechstunden und laufende Geschäftsführung zur Ver-

fügung stellt, stehen für die gleichen Zwecke auch der Schwerbe

-

hindertenvertretung zur Verfügung, soweit ihr hierfür nicht 

eigene Räume und sächliche Mittel zur Verfügung gesteltt werden. 

§ 27 
Gesamt-, Haupt- und Bezirksschwerbehindertenvertretung. 

(1) Ist für mehrere Betriebe eines Arbeitgebers ein Gesamtbe

-

triebsrat oder für den Geschäftsbereich mehrerer Dienststellen 

eine gleichstehende Vertretung errichtet, so wählen die Schwerbe

-

hindertenvertretungen der einzelnen Betriebe oder Dienststellen 

eine Gesamtschwerbehindertenvertretung. Ist eine Schwerbehinder-

tenvertretung nur in einem der Betriebe oder in einer der 

Dienststellen gewählt, nimmt sie die Rechte und Pflichten der 

Gesamtschwerbehindertenvertretung wahr. 

(2) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen, bei 

denen ein Bezirks- oder Hauptpersonalrat gebildet ist, gilt 

Absatz 1 sinngemäß mit der Maßgabe, daß bei den zuständigen 

Behörden von deren Schwerbehindertenvertretung und den Schwerbe

-

hindertenvertretungen der nachgeordneten Dienststellen eine Re-

zirksschwerbehindertenvertretung zu wählen ist. Bei den obersten 

Dienstbehörden ist von deren Schwerbehindertenvertretung und den 

Bezirksschwerbehindertenvertretungen des Geschäftsbereichs eine 

Hauptschwerbebindertenvrtretung zu wählen; ist die Zahl der 

Bezirksschwerbehindertenvertretungen niedriger als 10, sind auch 

die Schwerbehindertenvertretungen der .  nachgeordneten Dienststel-

len wahlberechtigt. 

(3) (gegenstandslos) 

(4) Für jeden Vertrauensmann und jede Vertrauensfrau, die nach 

den Absätzen 1 und 2 neu zu wählen sind, wird wenigstens ein 
Stellvertreter gewählt. 



(5) Die Gesamtschwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen 

der Schwerbehinderten in Angelegenheiten, die das Gesamtunter-

nehmen oder mehrere Betriebe oder Dienststellen des Arbeitgebers 

betreffen und von den Schwerbehindertenvertretungen der einzelnen 

Betriebe oder Dienststellen nicht geregelt werden können, sowie 

die Interessen der Schwerbehinderten, die in einem Betrieb oder 

einer Dienststelle tätig sind, für die eine Schwerbehindertenver-

tretung nicht gewählt werden kann oder worden ist. Satz 1 gilt 

entsprechend für die Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertre-

tung sowie für die Schwerbehindertenvertretung der obersten 

Dienstbehörde; wenn bei einer mehrstufigen Verwaltung Stufenver-

tretungen nicht gewählt werden. Die nach Satz 2 zuständige 

Schwerbehindertenvertretung ist auch in persönlichen Angelegen-

heiten Schwerbehinderter, über die eine übergeordnete Dienstelle 

entscheidet, zuständig; sie hat der Schwerbehindertenvertretung 

der Dienststelle, die den Schwerbehinderten beschäftigt, 

Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Satz 3 gilt nicht in den 

Fällen, in denen die Vertretung der Beschäftigungsbehörde zu 

beteiligen ist. 

(6)§ 24 Abs. 3 bis 3, § 25 Absätze 2, 4, 5 und 7 und § 26 mit 

Ausnahme von Absatz 4 Satz 3 gelten entsprechend, § 24 Abs. 5 mit 

der Maßgabe, daß die Wahl der Gesamt- und Bezirksschwerbehinder-

tenvereretungen in der Zeit vom 1. Dezember bis 31. Januar, die 

der Hauptschwerbehindertenvertretung in der Zeit vom 1. Februar 

bis 31. März stattfindet. 

(7)§ 25 Abs. 6 gilt für die Durchführung von Versammlungen der 

Vertrauensmänner und Vertrauensfrauen und der Bezirksvertrauens-

männer und Bezirksvertrauensfrauen durch die Gesamt-, Bezirks 

oder Hauptschwerbehindertenvertretung entsprechend. 

§ 23 

Beauftragter des Arbeitgebers 

Der Arbeitgeber hat einen Beauftragten zu bestellen, der ihn in 
Angelegenheiten der Schwerbehinderten vertritt; falls 

erforderlich, können mehrere Beauftragte bestellt werden. Der 



Beauftragte hat vor allem darauf zu achten, daß die dem 

Arbeitgeber obliegenden Verpflichtungen aus diesem Gesetz erfüllt 

werden. 

§ 29 

Zusammenarbeit 

(1) Arbeitgeber, Beauftragter des Arbeitgebers, Schwerbeinder-

tenvertretung und Betriebsrat und gleichstehende Vertretungen 

arbeiten zur Eingliederung Schwerbehinderter in dem Betrieb oder 

der Dienstelle eng zusammen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen und Vertretungen, die mit 

der Durchführung dieses Gesetzes beauftragten Stellen und d ie 

Rehabilitationsträger unterstützen sich gegenseitig bei der Er-

füllung ihrer Aufgaben. Vertrauensmann oder Vertrauensfrau und 

Beauftragter des Arbeitgebers sind Verbindungsleute zur Arbeits-

verwaltung und zur Hauptfürsorgestelle. 

Sechster Abschnitt. 

Durchführung des Gesetzes 

§ 30 

Zusammenarbeit der Hauptfürsorgestellen 

und der Arbeitsverwaltung 

(1) Soweit die Verpflichtungen aus diesem Gesetz nicht durch 

freie Entschließung der Arbeitgeber erfüllt werden, wird dieses 

Gesetz von den Hauptfürsorgestellen und der Arbeitsverwaltung in 

enger Zusammenarbeit durchgeführt. 

(2) Die den Trägern der Rehabilitation nach den geltenden 

Vorschriften obliegenden Aufgaben bleiben unberührt. 



§ 31 

Aufgaben der Hauptfürsorgestelle 

(1) Der Haüptfürsorgestelle obliegt 

1, die Erhebung und Verwendung der Ausgleicheabgabe, 

2. der Kündigungsschutz, 

3. die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufleben, 

4. die zeitweilige Entziehung des Schwerbehindertenschutzes 

(§ 39). 

(2) Die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufsleben. ist in 

enger Zusammenarbeit mit der Arbeitsverwaltung und den übrigen 

Trägern der Rehabilitation durchzuführen. Sie soll dahin wirken, 

daß die Schwerbehinderten in ihrer sozialen S tellung nicht absin-

ken, auf Arbeitsplätzen beschäftigt werden, auf denen sie ihre 

Fähigkeiten und Kenntnisse voll verwerten und weiterentwickeln 

können sowie durch Leistungen der Rehabilitationsträger und Maß-

nahmen der Arbeitgeber befähigt werden, sich am Arbeitsplatz und 

im Wettbewerb mit Nichtbehinderten zu behaupten. Die begleitende 

Hilfe im Arbeits- und Berufsleben umfaßt auch die nach den Um-

ständen des Einzelfalles notwendige psychosoziale Betreuung. 

Schwerbehinderter; die Hauptfürsorgestelle kann bei der Durchfüh-

rung dieser Aufgabe psychosoziale Dienste freier gemeinnütziger 
 

Einrichtungen und Organisationen beteiligen. Die Hauptfürsorge

-

stelle soll außerdem darauf Einfluß nehmen, daß Schwierigkeiten 

bei der Beschäftigung verhindert oder beseitigt werden; sie hat 

hierzu auch Schulungs- und Bildungsmaßnahmen für Vertrauensmänner 

und Vertrauensfrauen, Beauftragte der Arbeitgeber, Betriebsräte, 

Personalräte und ihnen gleichgestellte Personalvertretungen 

durchzuführen 

(3) Die Hauptfürsorgestelle kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

für die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufsleben aus den ihr 

zur Verfügung stehenden Mitteln auch Geldleistungen gewähren, 

insbesondere 

1. an Schwerbehinderte 

a). für technische Hilfen, 



b) zum Erreichen des Arbeitsplatzes, 

c) zur Wirtschaftlichen Selbständigkeit, 

d) zur Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer Wohnung, 

die den besonderen Bedürfnissen des Schwerbehinderten ent-

spricht, 

e) zur Erhaltung der Arbeitskraft,  
f) zur Teilnahme an Maßnahmen zur Erhaltung und Erweiterung 

beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten und 

g) besonderen behinderungsbedingten Lebenslagen, 

2. an Arbeitgeber 

a) zur behinderungsgerechten Einrichtung von Arbeitsplätzen 

für Schwerbehinderte und 

b). für außergewöhnliche Belastungen, die mit der Beschäftigung 

Schwerbehinderter im Sinne des § 6 Abs. I Nr. 1 Buchstabe a 

bis e oder. des §  9 Abs. 2 verbunden sind, vor allem, wenn 

ohne diese Leistungen des Beschäftigungsverhältnis gefähr

-

det würde. 

 

3. an freie gemeinnützige Einrichtungen und Organisationen zu den 

Kosten in den Fällen des Absatz 2 Satz 3. 

Sie kann ferner Leistungen zur Durchführung von Aufklärungs-, 

Schulungs- und Bildungsmaßnahmen gewähren 

(4) Verpflichtungen anderer werden durch Absatz 3 nicht berührt. 

Leistungen der Rehabilitationsträger dürfen, auch wenn auf sie 

ein Rechtsanspruch nicht besteht, nicht deshalb versagt werden, 

weil nach diesem Gesetz entsprechende Leistungen vorgesehen sind; 

eine Aufstockung durch Leistungen der Hauptfürsorgestelle findet 

nicht statt.. 

(5) Ist ungeklärt, welcher Träger Leistungen zur begleitenden 

Hilfe im Arbeits- und Berufsleben zu gewähren hat, oder ist die 

unverzügliche Einleitung der erforderlichen Maßnahmen aus anderen 

Gründen gefährdet, so soll die Hauptfürsorgestelle vorläufig 

Leistungen gewähren. Hat die Hauptfürsorgestelle Leistungen 

erbracht, für die ein anderer Träger zuständig ist, so hat dieser 

die Leistungen zu erstatten. Erstattungsanspruch verjährt in 



2 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem zuletzt vorläufig 

Leistungen erbracht worden sind. 

§ 32 

Beratender Ausschuß für Behinderte bei der Hauptfürsorgestelle 

(1) Bei jeder Hauptfürsorgestelle wird ein Bera tender Ausschuß 
für Behinderte gebildet, der die Eingliederung der Behinderten in 

das Arbeitsleben zu fördern, die Hauptfürsorgestelle bei der 
 

Durchführung dieses Gesetzes zu unterstützen und bei der Vergabe 

der Mittel der Ausgleichsabgabe mitzuwirken hat. Soweit die 

Mittel der Ausgleichsabgabe zur institutionellen Förderung 

verwendet werden, hat der Beratende Ausschuß Vorschläge für die 

Entscheidung der Hauptfürsorgestell e zu unterbreiten. 

(2) Der Ausschuß besteht aus 

2 Vertretern der Arbeitnehmer, 
2 Vertretern der Arbeitgeber, davon 1 Vertreter der 

öffentlichen Hand, 

je 1 Vertreter der Organisationen der Behinderten, 

insgesamt höchstens 4 Vertreter, 

1 Vertreter des Arbeitsamtes. 

Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen. Mitglieder 

und Stellvertreter sollen im Bezirk der Hauptfürsorgestelle ihren 

Wohnsitz haben 

(3) Die Hauptfürsorgestelle beruft 

die Arbeitnehmervertreter auf Vorschlag der Gewerkschaften, 

einen Vertreter der Arbeitgeber auf Vorschlag der Arbeitgeberver-

bände, den Vertreter der Arbeitgeber der öffentlichen Hand auf 

Vorschlag der zuständigen Behörden, 



die Vertreter der Organisationen der Behinderten auf Vorschläg 

der Behindertenverbände, die nach der Zusammensetzung ihrer Mit

-

glieder dazu berufen sind, die Behinderten in ihrer Gesamtheit zu 

vertreten. 

Der Leiter der Zentralen Arbeitsverwaltung beruft den Vertreter 

des Arbeitsamtes. 

§ 33 

Aufgaben der Arbeitsverwaltung 

 

(1) Der Arbeitsverwaltung obliegen 

1. die Arbeitsberatung und Arbeitsvermittlung Schwerbehinderter, 

2. die Berufsberatung und die Vermittlung Schwerbehinderter in 

berufliche Ausbildungsstellen, 

3. die besondere Förderung der Einstellung und Beschäftigung 

Schwerbehinderter auf Arbeitsplätzen (§ 7 Abs. 1), 

4. im Rahmen ihrer Maßnahmen nach §  3 Abs. 2 .Nr. 5 des Ar-

beitsförderungsgesetzes die besondere Förderung von Arbeits-

plätzen für Schwerbehinderte, 

5. die Gleichstellung, deren Widerruf und Rücknahme, 

6. die Durchführung des Anzeigeverfahrens (§ 13. Abs. 2), 

7. die überwachung der Erfüllung der Beschäftigungspflicht, 

8. die Zulassung der Anrechnung und der Mehrfachanrechnung (§ 9 

Abs. 2, § 10 Abs. 1), 

9. die Erfassung der Werkstätten für Behinderte, ihre Aner-
kennung und die Aufhebung der Anerkennung nach dem Zehnten 

Abschnitt. 

(2) Die Arbeitsverwaltung kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit zur 

besonderen Förderung nach Absatz 1 Nr. 3 Arbeitgebern aus den ihr 

aus dem Ausgleichsfonds zugewiesenen Mitteln (§ 11 Abs. 4) Geld

-

leistungen gewähren, wenn diese insbesondere ohne gesetzliche. 

Verpflichtung oder über die gesetzliche Verpflichtung nach § 5 

hinaus 

1. in § 6  Abs. 1 genannte Schwerbehinderte oder 

2. Schwerbehinderte, die unmittelbar vor der Einstellung länger 



als 12 Monate arbeitslos gemeldet waren, oder. 

3. Schwerehinderte im Anschluß an eine Beschäftigung in einer 

anerkannten Werkstatt für Behinderte oder 

4. Schwerbehinderte als Teilzeitbeschäftigte, insbesondere in 
den Fällen des § 9 Abs. 2 Satz 2, oder 

5. Schwerbehinderte zur Ausbildung oder sonstigen beruflichen 

Bildung, 

einstellen. Die Geldleistungen werden al s einmalige oder laufende 

Zuwendungen, längstens bis zu 3 Jahren, zusätzlich, jedoch unter 

Anrechnung vergleichbarer Leistungen der Arbeitsverwaltung und 

der Rehabilitationsträger gewährt. Im übrigen gilt § 31 Abs. 4 

entsprechend. Verwaltungskosten werden der Arbeitsverwaltung 

nicht erstattet. Der Ministerrat wird ermächtigt, durch 
Verordnung Voraussetzungen, Personenkreis, Art, Höhe und Dauer 

der Leistungen sowie dae Verfahren zu regeln. 

(3) Absatz 2 Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Gewährung 

von Leistungen aus Mitteln der Ausgleichsabgabe, die der Arbeits-

verwaltung zur Durchführung befristeter regionaler Sonderprogram-

me zum Abbau der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter und zur För-

derung des Ausbildungsplatzangebots für Schwerbehinderte von den 

Hauptfürsorgestellen zugewiesen werden. 

(4) Die Arbeitsverwaltung richtet zur Durchführung der ihr in 

diesem Gesetz übertragenen Aufgaben und zur Arbeits- und Be

-

rufsförderung Behinderter besondere Steilen ein; die Beratung und 

Vermittlung können auch außerhalb dieser Stellen erfolgen, soweit 
dies im Interesse der Behinderten liegt. 

§ 34 

Beratender Ausschuß für Behinderte bei der 

Arbeitsverwaltung 

(1) Bei der Zentralen Arbeitsverwaltung wird ein Beratender 

Ausschuß für Behinderte gebildet, der die Eingliederung der Be

-

hinderten in das Arbeitsleben durch Vorschläge zu fördern und die 

Arbeitsverwaltung bei der Durchführung dieses Gesetzes u nd der 



Arbeits- und Berufsförderung Behinderter nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz zu unterstützen hat. 

(2) Der Ausschuß besteht aus 

2 Vertretern der Arbeitnehmer, 

2 Vertretern der Arbeitgeber, davon 1 Vertreter der 
öffentlichen Hand, 

5 Vertretern der Organisation der Behinderten, 

1 Vertreter der Hauptfürsorgestellen, 
1 Vertreter des Ministerirums für Arbeit und Soziales. 

Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen. 

(3) Der Leiter der Zentralen Arbeitsverwaltung beruft 

die Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber auf Vorschlag 
ihrer Gruppenvertreter im Beirat der Zentralen Arbeitsverwaltung, 

die' Vertreter der Organisationen der Behinderten auf Vorschlag 
der Behindertenverbände, die nach der Zusammensetzung ihrer Mit-
glieder dazu berufen sind, die Behinderten in ihrer Gesamtheit 
auf Ebene der Republik zu vertreten, 

den Vertreter der Hauptfürsorgestellen auf deren Vorschlag, 

den Vertreter des Ministers für Arbeit und Soziales auf dessen 
Vorschlag. 

§ 35 

Beirat für die Rehabilitation der Behinderten 

(1) Bei dem Minister für Arbeit und Soziales wird ein Beirat für 

die Rehabilitation der Behinderten gebildet, der ihn in Fragen der 
Arbeits- und Berufsförderung der. Behinderten berät, ihn bei den 
Aufgaben der Koordinierung nach § 62 des Arbeitsförderungsgesetzes 
unterstützt, insbesondere auch bei der Förderung von Rehabili-
tationseinrichtungen, und bei der Vergabe der Mittel des 



Ausgleichsfonds mitwirkt. Der Minister für Arbeit und Soziales 

trifft Entscheidungen über die Vergabe  der Mittel des Ausgleichs

-

fonds nur auf Grund von Vorschlägen des Beirates. 

(2) Der Beirat besteht aus Vertretern der 

- Arbeitnehmer, 

- Arbeitgeber, 

- Organisationen der Behinderten, 

- Kommunen, 

- Hauptfürsorgestellen, 

- Zentrale Arbeitsverwaltung, 

- Sozialversicherung, 

- Sozialhilfe, 
- freien Wohlfahrtspflege, 

 

- gesetzlichen Träger der Rehabilitation, 
- Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation. 

Für Jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen. Der 

Minister für Arbeit und Soziales bestimmt die Zahl der Mitglieder 

des Beirates und die Zahl der auf die einzelnen Stellen und 

Organisationen entfallenden Mitglieder. 

(3) Der Minister für Arbeit und Soziales beruft 

die Vertreter der Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf Vorschlag 

ihrer Gruppenvertreter im Beirat der Zentralen 

Arbeitsverwaltung, 

- die Vertreter der Organisationen der Behinderten auf 
 

Vorschlag der Behindertenverbände, die nach ihrer 

Zusammensetzung dazu berufen sind, die Behinderten in ihrer 
Gesamtheit auf Ebene der Republik zu vertreten, 

- den. Vertreter der Kommunen, 

- den Vertreter der Hauptfürsorgestellen auf deren Vorschlag, 

- den Vertreter der Zentralen Arbeitsverwaltung auf Vorschlag des 
Leiters der Zentralen Arbeitsverwaltung, 



den Vertreter der freien Wohlfahrtspflege auf deren Vorschlag, 

- die Vertreter der Sozialversicherung, Sozialhilfe und 

Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation auf deren 

Vorschlag. 

 

(4)Der Minister fü r Arbeit und Soziales wird ermächtigt, Vor

-

schriften über die Geschäftsführung und das Verfahren des Bei

-

rates zu erlassen. 

§ 36 

Gemeinsame Vorschriften 

(1) Die Beratenden Ausschüsse für Behinderte (§§ 32, 34) und der 

Beirat für die Rehabilitation der Behinderten (§ 35) Wählen aus 

den ihnen angehörenden Gruppen der Vertreter der Arbeitnehmer, 

Arbeitgeber und Organisationen der Behinderten jeweils für die 

Dauer eines Jahres einen Vorsitzenden  und dessen Stellvertreter. 

Der Vorsitzende und der Stellvertreter dürfen nicht derselben 

Gruppe angehören. Die Gruppen stellen in regelmäßig jährlich 

wechselnder Reihenfolge den Vorsitzenden und den Stellvertreter. 

Die Reihenfolge wird durch die Beendigung der Amtszeit der 

Mitglieder nicht unterbrochen. Scheidet der Vorsitzende oder der 

Stellvertreter aus, so wird der Ausscheidende für den Rest 

seiner Amtszeit durch Neuwahl ersetzt. 

 

(2) Die Beratenden Ausschüsse und der Beirat sind beschlußfähig; 

wenn wenigstens die Hälfte der Mi tglieder anwesend ist. Die 

Beschlüsse und Entscheidungen werden mit einfacher Stimmenmehr

-

heit getroffen. 

(3) Die Mitglieder der Beratenden Ausschüsse und des Beirates 

üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Ihre Amtszeit beträgt 4 

Jahre. 



§ 37 

übertragung von Aufgaben 

Der Ministerrat bestimmt die Stellen,, die die Aufgaben und Befug-

nisse der Hauptfürsorgestellen nach diesem Gesetz wahrnehmen. 

Siebenter Abschnitt 

Fortfall des Schwerbehindertenschutzes 

§ 38 

Erlöschen des Schwerbehindertenschutzes 

(1) Der gesetzliche Schutz Schwerbehinderter erlischt mit dem 

Wegfall der Voraussetzungen nach § 1; wenn sich der Grad der 
Behinderung auf weniger als 50 verringert, jedoch, erst am Ende 

des dritten Kalendermonats nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des 

die Verringerung feststellenden Bescheides. 

(2) Der gesetzliche Schute Gleichgestellter erlischt mit dem 

Widerruf oder der Rücknahme der Gleichstellung. Der Widerruf der 

Gleichstellung ist zulässig e  wenn die Voraussetzungen nach § 2 

weggefallen sind. Er wird erst am Ende des dritten Kalendermonats 

nach Eintritt seiner Unanfechtbarkeit wirksam. 

(3) Bis zum Erlöschen des gesetzlichen Schutzes werden die 

Behinderten dem Arbeitgeber auf die Pflichtplatzzahl angerechnet. 

§ 39 

Entziehung des Schwerbehindertenschutzes 

(1) Einem Schwerbehinderten, der einen zumutbaren Arbeitsplatz 

ohne berechtigten Grund zurückweist oder aufgibt oder sich ohne 

berechtigten Grund weigert, an einer berufsfördernden Maßnahme 

zur Rehabilitation teilzunehmen, oder sonst durch sein Verhalten 

seine Eingliederung in Arbeit und Beruf schuldhaft vereitelt. 

kann die Hauptfürsorgestelle im Benehmen mit dem zuständigen 
Arbeitsamt die Vorteile dieses Gesetzes zeitweilig entziehen. 

Dies gilt auch für Gleichgestellte. 



(2) Vor der Entscheidung nach Absatz 1 muß der Schwerbehinderte 

gehört werden. In der Entscheidung muß die Frist bestimmt werden, 

für die sie gilt. Die Frist läuft vom Tage der Entscheidung an 

und darf nicht mehr äls 6 Monate betragen. Die Entscheidung ist 

dem Schwerbehinderten bekanntzugeben. 

Achter Abschnitt 

Beschwerdeverfahren 

§ 40 

Beschwerde 

(1) Gegen Verwaltungsentscheidungen auf Grund dieses Gesetzes. 
mit Ausnahme von Entscheidungen über die Berufung zu Ausschüssen 
und Beiräten ist das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig: Die 

Beschwerde ist schriftlich innerhalb von zwei Wochen bei der 

Stelle einzulegen, die die Entscheidung getroffen hat. Die Be

-

schwerde hat keine aufschibende Wirkung. über die Beschwerde ist 

innerhalb von vier Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wir 

der Beschwerde nicht abgeholfen, ist sie innerhalb dieser Frist 

an die übergeordnete Dienststelle zu richten. 

 

(2) Wird der Beschwerde durch die übergeordnete Dienststelle 

nicht abgeholfen, kann nach Zugang der abschließenden Entschei-

dung ein Antrag auf Nachprüfung durch das Gericht gestellt 

werden. Da Gericht kann in der Sache selbst entscheiden. 

§§ 41 bis 43 

(gegenstandslos) 

Neunter Abschnitt 

Sonstige Vorschriften 

§ 44 

Vorrang der Schwerbehinderten 

Verpflichtungen zur bevorzugten Einstellung und Beschäftigung 

bestimmter Personenkreise nach anderen Gesetzen entbinden den  



Arbeitgeber nicht von der Verpflichtung zur Beschäftigung Schwer

-

behinderter nach diesem Gesetz. 

§ 45 

Arbeitsentgelt und Dienstbezüge  

(1) Bei der Bemessung des Arbeitsentgelts und der Dienstbezüge 

aus einem bestehenden Beschäftigungsverhältnis dürfen Renten und 

vergleichbare Leistungen, die wegen der Behinderung bezogen 

werden, nicht berücksichtigt werden. Vor allem ist es unzulässig, 

Sie ganz oder teilweise auf das Arbeitsentgelt oder die 

Dienstbezüge anzurechnen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Zeiträume, in denen die Beschäftigung 

tatsächlich nicht ausgeübt wird und die Vorschriften über die 

Gewährung der Renten oder der vergleichbaren Leistung ein Ruhen 

vorsehen, wenn Arbeitsentgelt oder Dienstbezüge gezahlt werden. 

§ 46 

überstundenarbeit, Nachtarbeit 

(1) Schwerbehinderte können überstundenarbeit ablehnen. 

(2) Schwerbehinderte dürfen nur unter Berücksichtigung von Art 

und Schwere ihrer Behinderung zur Nachtarbeit herangezogen 

werden. Nachtarbeit ist für Schwerbehinderte nicht zulässig, wenn 
ärztlich festgestellt wird, daß sie diese auf Grund ihrer 

Behinderung nicht leisten können. 

§ 47 

Zusatzurlaub 

Schwerbehinderte haben Anspruch auf einen bezahlten zusätzlichen 

Urlaub von 9 Arbeitstagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die 

regelmäßige Arbeitszeit des Schwerbehinderten auf Mehr oder 

weniger als 5 Arbeitstage in der Kalenderwoche, erhöht oder 

vermindert sich der Zusatzurlaub entsprechend. 



§ 48 

Nachteilsausgleich 

Die Vorschriften über Hilfen für Behinderte zum Ausgleich 

behinderungsbedingter Nachteile oder Mehraufwendungen (Nach-

teilsausgleich) sind so zu gestalten, daß sie der Art oder 

Schwere der Behinderung Rechnung tragen, und zwar unabhängig von 

der Ursache der Behinderung. 

§ 49 

Beschäftigung Schwerbehinderter in Heimarbeit 

(1) Schwerbehinderte, die in Heimarbeit beschäftigt sind und in 

der Hauptsache für den gleichen Auftraggeber arbeiten, werden 

auf die Pflichtplätze diese Auftraggebers angerechnet. 

(2) Der besondere Kündigungsschutz der Schwerbehinderten im Sinne 

des Vierten Abschnitts gilt auch für Schwerbehinderte in 

Heimarbeit. 

(3) Für in Heimarbeit beschäftigte Schwerbehinderte gilt der 

Anspruch auf Zusatzurlaub gemäß § 47. 

(4) Schwerbehinderte, die als fremde Hilfskräfte eines Hausgewer-

betreibenden oder eines Gleichgestellten beschäftigt werden, 

können auf Antrag eines Auftraggebers auch auf dessen Pflicht-

plätze angerechnet werden, wenn der Arbeitgeber in der Hauptsache 

für diesen Auftraggeber arbeitet. Wird einem Schwerbehinderten im 

Sinne des Satzes 1, dessen Anrechnung das Arbeitsamt zugelassen 

hat, durch seinen Arbeitgeber gekündint, weil der Auftraggeber 

die Zuteilung von Arbeit einstellt oder die regelmäßige Arbeits

-

menge erheblich herabgesetzt hat, so ist der Auftraggeber ver

-

pflichtet, dem Arbeitgeber die Aufwendungen für die Zahlung des 

regelmäßigen Arbeitsverdienstes an den Schwerbehinderten bis zur 

rechtmäßigen Lösung seines Arbeitsverhältnisses zu erstatten. 



§ 50 

(gegenstandslos) 

§ 51  
Unabhängige Tätigkeit 

Soweit zur Ausübung einer unabhängigen Tätigkeit eine Zulassung 

erforderl ich ist, soll Schwerbehinderten, die eine Zulassung 
beantragen, bei fachlicher Eignung und Erfüllung der sonstigen 

gesetzlichen Voraussetzungen die Zulassung bevorzugt erteilt 

werden. 

§ 52 

Geheimhaltungspflicht 

Die Vertreter der Hauptfürsorgestellen und der Arbeitsverwaltung, 

die Mitglieder der Ausschüsse (§§ 32,34) und des Beirates für die 

Rehabilitation der Behinderten und ihre Stellvertreter sowie zur 

Durchführung ihrer Aufgaben hinzugezogene Sachverständige sind 

verpflichtet, 
 

1. über ihnen wegen ihres Amtes oder Auftrages bekanntgewordene 
persönliche Verhältnisse und Angelegenheiten von Beschäftigten 

- im Sinne des § 7, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach 

einer vertraulichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu be

-

wahren, und 

2. ihnen wegen ihres Amtes oder Auftrages bekanntgewordene und 

vom Arbeitgeber ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig be

-

zeichnete Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse nicht zu offen-

baren und nicht zu verwerten. 

Die Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt oder 
nach Beendigung des Auf trages. Sie gelten nicht gegenüber der 

Arbeitsverwaltung und den Hauptfürsergestellen, soweit 

deren Aufgaben gegenüber den Schwerbehinderten es erfordern, 

gegenüber der Schwerbehindertenvertretung sowie gegenüber der in 



§ 79 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes und den in den ent-

sprechenden Vorschriften für gleichstehende Vertretungen ge-

nannten Vertretungen, Personen und Stellen. 

§ 53 

Statistik 

(1) über die Schwerbehinderten wird alle 2 Jahre, erstmals zum 

31. Dezember 1990 eine Statistik durchgeführt. Sie umfaßt 

folgende Tatbestände: 

1. die Zahl der Schwerbehinderten mit gültigem Au sweis, 
2. persönliche Merkmale der Schwerbehinderten, wie Alter, Ge-

schlecht, Staatsangehörigkeit Wohnort, 

3. Art, Ursache und Grad der Behinderung. 
 

(2 .) über die Durchführung von Maßnahmen zur Rehabilitation wird 

jährlich, erstmals für 1991, eine Statistik durchgeführt. Sie 

umfaßt folgende Tatbestände: 

1. die Zahl der Behinderten, 

2. persönliche Merkmale der Behinderten, wie Alter, Geschlecht, 

Staatsangehörigkeit, Wohnort; 

3. Stellung der Behinderten im Erwerbsleben und Beruf, 

4. Art und Ursache der Behinderung, 

5. Art, Ort, Dauer, Verlauf und Ergebnis der durchgeführten 

Maßnahmen zur Rehabilitation. 

(3) Auskunftspflichtig sind 

1. für die Behindertenstatistik nach Absatz 1 die nach § 4 zu

-

ständigen Behörden, 

2. für. di,e Rehabilitationsstatistik die gesetzlichen Träger der 

Rehabilitation, die Träger der begleitenden Hilfe im Arbeits-

und Berufsleben und der Sozialhilfe. 



Zehnter Abschnitt 

Förderung von Werkstätten für Behinderte 

§ 54 

Begriff der Werkstatt für Behinderte 

(1) Die Werkstatt für Behinderte ist eine Einrichtung zur 

Eingliederung Behinderter in das Arbeitsleben. Sie bietet 

dehjenigen Behinderten, die wegen Art oder Schwere der 

Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können, einen Arbeitsplatz 

oder die Gelegenheit zur Ausübung einer geeigneten Tätigkeit. 

(2) Die Werkstatt muß es den Behinderten ermöglichen, ihre 

Leistungsfähigkeit zu entwickeln, zu erhöhen oder 

wiederzugewinnen und ein dem Leistungsvermögen angemessenes 

Arbeitsentgelt zu erreichen. Sie soll über ein möglichst breiter; 

Angebot an Arbeitsplätzen und Plätzen für Arbeitstraining sowie 

über eine Ausstattung mit begleitenden Diensten verfügen. 
 

(3) Die Werkstatt soll allen Behindertan unabhängig von Art oder 

Schwere der Behinderung offenstehen, sofern sie in der Lage sind, 

ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung zu 

erbringen. 

(4) Die Werkstatt kann in angegliederten Einrichtungen und 

Gruppen auch die Tagesbetreuung erwachsener Schwerbehinderter 

übernehmen. 

§ 55 

Verrechnung von Aufträgen auf die Ausgleichsabgabe 

(1) Arbeitgeber, die durch die Vergabe von Aufträgen an 

Werkstätten für Behinderte zur Beschäftigung Behinderter 

beitragen, können 30 vom Hundert des Rechnungsbetrages solcher. 

Aufträge auf die zu zahlende Ausgleichsabgabe anrechnen. 



(2) Voraussetzungen für die Anrechenbarkeit ist ,daß 

1. der Auftrag innerhalb des Jahres, in dem die Verpflichtung zur 
 

Beschäftigung Schwerbehinderter und zur Zahlung von Aus

-

gleicheabgabe entsteht, von der Werkstatt für Behinderte aus

-

geführt und vom Auftraggeber bis spätestens 31. März des Fol-

gejahres vergütet worden ist und 

2. der Rechnungsbetrag nicht zu weniger als 30 vom Hundert durch 

die von der Werkstatt für Behinderte erbrachte Arbeitsleistung 

bestimmt wird. Im Falle der Weiterveräußerung von Erzeugnis-

sen, die von einer anderen anerkannten Werkstatt für Behinder-

te hergestellt worden sind, ist die von dieser erbrachte Ar

-
beitsleistung zu berücksichtigen, 

(3) Bei der Vergabe von Aufträgen an Zusammenschlüsse anerkannter 

Werkstätten für Behinderte gelten Ab ätze 2 und 4 entsprechend. 

(4) Die Anrechnung von Aufträgen, die der Träger einer Gesamt-

einrichtung an eine Werkstatt für Behinderte vergibt, die ein 

rechtlich unselbständiger Teil dieser Einrichtung ist, ist ausge

-

schlossen. 

§ 56  

Vergabe von Aufträgen durch die öffentliche Hand 

(1) Aufträge der öffentlichen Hand, die von den Werkstätten für 

Behinderte ausgeführt werden können, sind bevorzugt diesen 

Werkstätten anzubieten. 

 

(2) Der Minister für Wirtschaft erläßt hierzu im Einvernehmen mit 

dem Minister für Arbeit und Soziales allgemeine Richtlinien. 



§ 57 

Anerkennungsverfahren 

(1) Werkstätten für Behinderte; die eine Vergünstigung im Sinne 

dieses Abschnitts in Anspruch nehmen wollen, bedürfen der Aner-

kennung. Die Entscheidung über die Anerkennung trifft auf Antrag 

die Arbeitsverwaltung im Einvernehmen mit dem zuständigen Träger 

der Sozialhilfe. Die Arbeitsverwaltung führt ein Verzeichnis der 

anerkannten Werkstätten für Behinderte. In dieses Verzeichnis 

sind auch Zusammenschlüsse anerkannter Werkstätten für Behinderte 
aufzunehmen. 

(2) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung 

die Voraussetzungen nach § 54 nicht gegeben waren. Sie ist zu 
widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach § 54 nicht mehr gegeben 

sind und dem Mangel nicht innerhalb einer von der Arbeitsverwal-
tung gesetzten Frist abgeholfen wird. Sie kann widerrufen werden, 

wenn die Werkstatt für Behinderte die Anerkennung mißbraucht. 

(3) Der Ministerrat wird ermächtigt, Vorschriften über die fach-

lichen Anforderungen der Werkstatt für Behinderte und über das 
Verfahren zur Anerk ennung zu erlassen. 

§ 58 

Blindenwerkstätten 

Die §§ 55 und 56 sind auch zugunsten der Produktionsgenossen-

schaften des Blindenhandwerks anzuwenden. 



Elfter Abschnitt 

Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr 

§ 59 

Weitere Anwendung des geltenden Rechts 

Für die Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Personen

-v

erkehr und die Ermäßigung bzw. Befreiung der Kraftfahrzeugsteuer 

finden die geltenden Rechtsvorchriften weiterhin Anwendung. 2) 

§§ 60 bis 67 

(gegenstandslos) 

2) Zur Zeit gelten die Anordnung vom 5. Januar 1984 über die 

öffentliche Personen- und Gepäckbeförderung des Kraftverkehrs, 

Nahverkehrs und der Fahrgastschiffahrt - Personen - 

beförderungsanordnung (PBO) - (GBl. I Nr. 4) und die Erste Durch-

führungsbestimmung vom 17. Nov. 1961 zur Verordnung über die 

Kraftfahrzeugsteuer (GBl. II Nr. 78 S. 506) d. F. der 3. DB 

vom 20.8.1966 (GBl. II Nr. 93 S. 592) 

 



Zwölfter Abschnitt 

Ordnungswidrigkeiten, Strafbestimmungen 

§ 68 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 5 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Verordnung 

nach § 5 Abs. 2. Schwerbehinderte nicht nach dem festgesetzten. 

Pflichtsatz beschäftigt, 

2. entgegen § 13 Abs. 1 das Verzeichnis nicht; nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Form 

führt oder dort bezeichneten Personen auf Verlangen nicht vor-

zeigt, 

3. entgegen § 13. Abs. 2 Satz 1, 3, 4 oder 5 eine Anzeige nicht, 

nicht richtig, nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder nicht 

in der vorgeschriebenen Form erstattet, 

4. entgegen § 13 Abs. 3 eine Auskunft nicht oder nicht richtig 

erteilt oder entgegen § 13 Abs. 4 den Einblick in den Betrieb 

nicht gewährt, 

5. entgegen § 13 Abs. 5 eine dort bezeichnete Person der zustän-

digen Stelle nicht oder nicht rechtzeitig benennt, 

6. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 2 die Bewerbung eines Schwerbehin-

derten nicht mit der Schwerbehindertenvertretung erörtert oder 

den in § 23 genannten Vertretungen ohne die Stellungnahme der 

Schwerbehindertenvertretung mitteilt, 

7. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 2 einen Schwerbehinderten bei inner-

betrieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung nicht bevor-

zugt berücksichtigt oder 



8. entgegen § 25 Abs. 2 die Schwerbehindertenvertretung in einer 

dort bezeichneten Angelegenheit nicht, nicht richtig, nicht 

umfassend oder nicht rechtzeitig unterrichtet oder vor einer 

Entscheidung nicht hört. 

(2)Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Ordnungsstrafe bis zu 

fünftausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Das Ordnungsstrafverfahren ist auf Antrag vom Direktor des 

zuständigen Arbeitsamtes durchzuführen. 

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens gilt das 

Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig-

keiten - OWG - (681. I Nr. 3 S. 101). 

strafe 
(5)Die Ordnungs/ ist an die Hauptfürsorgestelle abzuführen. Für 

ihre Verwendung gilt § 11 Abs. 3. 

§ 69 

Strafbestimmung 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum per-

sönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs-

oder Geschäftsgeheimnis offenbart, das ihm als Vertrauensmann 

oder als Vertrauensfrau der Schwerbehinderten anvertraut worden 

oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu. 

einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 

einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so 

ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder Geldstrafe. 

Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, nament

-

lich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhal

-tung er nach Absatz 1 verpflichtet ist, verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten verfolgt. 



Dreizehnter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 70 

Übergangsbestimmung 

(1) Soweit in den §§ 4 und 59 bestimmt ist, daß .andere Rechts-

vorschriften anzuwenden sind, gilt das auch für spätere Verän-

derungen dieser Vorschriften. 

(2)Die Zuständigkeit der Hauptfürsorgestellen bei Kündigungen 

wird bis zu deren Bildung von den zuständigen Arbeitsämtern wahr-

genommen. 

§ 71 
Schlußbestimmung 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. 


